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Am 21. November 2004 haben sich die Münchner in einem
Bürgerentscheid mit knapper Mehrheit dafür ausgespro-
chen, die Maximalhöhe für neue Hochhäuser auf 100 Me-
ter zu begrenzen. Stark verkürzt hießen die Alternativen bei
dieser Wahl: »Hochhäuser« oder »keine Hochhäuser«.1 Aus
ökonomischer Betrachtung greift diese Sichtweise zu kurz.
Im Folgenden wird argumentiert, dass eine vernünftigere Fra-
gestellung mit hoher Wahrscheinlichkeit zu anderen Ergeb-
nissen geführt hätte.2

Eine Befragung der Bürger ist im Prinzip sinnvoll. Unter-
nehmen entscheiden sich bei der Planung ihrer Bauvorha-
ben – wie bei jeder anderen Investition – auf Basis einer be-
triebswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse für die beste
Alternative. Bei Bauvorhaben, die keine weiteren Beein-
trächtigungen anderer nach sich ziehen, führt diese be-
triebswirtschaftliche Betrachtung auch zu einer aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht optimalen Lösung. Wenn jedoch
bei der Entscheidung Beeinträchtigungen Dritter entstehen,
wie zum Beispiel die Einschränkung des Alpenpanoramas
durch die Gebäude im Süden Münchens, oder wenn eine
allgemeine Präferenz für ein einheitliches Stadtbild unter den
Bürgern existiert, unterschätzen die Firmen die »sozialen
Kosten« ihrer Investition und tendieren zu leicht für den Bau
eines Hochhauses. Sie berücksichtigen diese negativen
externen Effekte nicht in ihren Kosten.

Das Problem einer Bürgerbefragung besteht aber darin, dass
jeder einzelne Wähler den gesamtwirtschaftlichen Nutzen
unterschätzt, wenn er gemäß seinen Präferenzen Vorteile,
die ihm aus dem Bau individuell entstehen (z.B. modernes
Stadtbild) abwiegt gegen die Nachteile (z.B. Beeinträchti-
gung des Alpenpanoramas). Hierbei berücksichtigt er nicht
ausreichend den Nutzen, der der Firma und ihren Mitarbei-

tern aus dem Bau des Gebäudes entsteht. Es gibt also ei-
ne Verzerrung auf beiden Seiten.

Wie würde eine Bürgerbefragung aussehen, die diese Zu-
sammenhänge berücksichtigt und das Gesamtwohl der
Stadt und aller ihrer Bürger und Firmen widerspiegelt? Dies
hängt vor allem davon ab, ob in der Ausgangssituation die
Eigentumsrechte definiert sind. Geht man bei dem durch-
geführten Bürgerentscheid davon aus, dass das »Recht
auf freien Alpenblick« Eigentum der Münchner Bürger ist, so
sieht das so genannte Coase-Theorem3 eine theoretische
Lösung des Konflikts in Verhandlungen zwischen Bürgern
und Unternehmen über die Gebäudehöhe: Die Unterneh-
men leisten gegebenenfalls Entschädigungszahlungen an
die Betroffenen. Wenn aus Sicht des Gemeinwohls für die
Stadt der Bau der Häuser sinnvoll gewesen wäre, müsste
es nach dem Coase-Theorem auch eine solche Verhand-
lungslösung geben.4

Da solche Verhandlungen in der Praxis offensichtlich nicht
mit jedem Bürger einzeln geführt werden können, hätte sich
ein zweistufiger Mechanismus angeboten, in dem die Stadt-
verwaltung nur als Vermittler auftritt: Zuerst befragt die Stadt
die Unternehmen, wie viel sie für das Recht, die Hochhäu-
ser zu bauen, an die Gesamtheit der Bürger zu zahlen be-
reit wären. Dies könnte zum Beispiel durch eine Auktion
der Rechte zum Hausbau geschehen. Auf einer zweiten Stu-
fe hätten die Wähler dann in einem Bürgerentscheid über
die Offerte entscheiden können. Die Alternativen wären hier-
bei: »Hochhäuser plus Entschädigung« oder »keine Hoch-
häuser« gewesen.

Dieser Mechanismus hätte dazu beigetragen, die tatsäch-
lichen Kosten (und Nutzen) der Errichtung von Hochhäusern
offen zu legen und die negativen externen Effekte, die durch
den Bau der Häuser entstehen, zu internalisieren. Im Nach-
hinein ist dies natürlich nicht mehr möglich.5 Dennoch legt
das knappe Abstimmungsergebnis (50,8% stimmten mit
»Ja«) nahe, dass sich schon bei einer sehr kleinen Ent-
schädigungszahlung der Unternehmen an die Stadtkasse
eine Mehrheit für den Hochhausbau ausgesprochen hätte.
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1 Der Stimmzettel des Bürgerentscheids stellte folgende Frage:
»Sind Sie dafür, dass die Stadt München alle rechtlich zulässigen Maß-
nahmen ergreift, den Blick aus der Innenstadt auf die Alpenkette von wei-
terer Beeinträchtigung freizuhalten und deshalb die geplanten Hochhäu-
ser »Isar-Süd« mit bis zu 148 Metern Höhe zu verhindern, den Münchner
Osten von einem dort städtebaulich unverträglichen Hochhaus freizuhal-
ten, und deshalb das geplante Hochhaus an der Hultschiner Straße mit
145 Metern Höhe zu verhindern und dass weitere Hochhäuser in Mün-
chen außerhalb des mittleren Rings nur dann gebaut werden, wenn sie
stadtbildverträglich sind, sich in die Gesamtstadt und ins Stadtviertel ein-
fügen sowie die Höhe der Frauentürme nicht überschreiten?«
Zur Beantwortung der Fragen standen darunter je ein Kästchen für »Ja«
und »Nein« zur Verfügung.

2 Der erneute Streit über die Münchner Hochhauspolitik entzündete sich
an zwei geplanten Objekten im Münchner Osten und Süden: Dort wollten
der Süddeutsche Verlag (145 m) bzw. die Siemens-Niederlassung (bis zu
148 m) ihre über die Stadt verteilten Bürostandorte zusammenführen.
Der Altoberbürgermeister Georg Kronawitter, SPD, (Münchner Oberbür-
germeister 1978–1993), setzte sich, wie bereits im Jahr 2001, massiv ge-
gen diese Hochhausbauten ein. Die von ihm unterstützte Initiative »Unser
München« sammelte 34 000 Unterschriften und leitete damit einen Bür-
gerentscheid über die zukünftige Hochhausplanungen ein. Sämtliche Par-
teien des Münchner Stadtrates um Oberbürgermeister Christian Ude, SPD,
befürworteten dagegen die geplanten Bauvorhaben.

3 Coase stammt von der University of Chicago und hat für seine Theorie un-
ter anderem den Preis der Reichsbank von Schweden (»Nobel-Gedenk-
preis für Wirtschaftswissenschaft«) erhalten.

4 Eine solche Lösung gibt es auch, wenn die Rechte zunächst bei den Fir-
men liegen. Ein Problem tritt nur dann auf, wenn diese Rechte nicht defi-
niert sind.

5 Es hätte bereits vor der Detailplanung der Häuser durchgeführt werden
müssen. Da mit der Planung der Gebäude selber bereits versenkte Kos-
ten für die Unternehmen entstehen, würden sie ihre Zahlungsbereitschaft
in der Auktion im Nachhinein zu hoch angeben. Eine alternative Planung
würde zu einem späteren Zeitpunkt diese Kosten nochmals verursachen.


